
Auf einen Blick  

Die Einkommensverteilung in der 
Europäischen Union (EU) ist viel 

ungleicher als die EU selbst angibt und 
ungleicher als etwa in Indien. Zwar ist 

ihre Messung schwierig, aber realistische 
Schätzungen zeigen eine erhebliche 

Ungleichheit, die aber seit 2005 abge-
nommen hat – trotz zunehmender 

Ungleichheit in den meisten Mitglieds-
staaten. Der Rückgang ist auf die 

Aufholprozesse in den ärmeren 
EU-Ländern zurückzuführen, die 
aber in der Finanzkrise ein jähes 

Ende erfuhren.

Die Europäische Union (EU) hat sich in den Verträ-
gen, auf denen sie beruht, das Ziel des wirtschaft-
lichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts 
gesetzt.2 Dieses Ziel wird gemeinhin so interpretiert, 
dass die EU einen Abbau der Einkommensunter-
schiede in ihrem Integrationsraum anstrebt. Un-
gleichheit zu reduzieren, ist – wie gerade neuere Stu-
dien wieder zeigen – ein wichtiges und richtiges Ziel, 
da Ungleichheit den Wohlstand und das Glück der 
betroffenen Bevölkerung stark beeinträchtigt.3 

Europas ungleiche Einkommensverteilung

Nach mehreren Erweiterungsrunden seit 1972 be-
steht die EU aus Mitgliedsländern mit sehr un-
terschiedlichen Entwicklungs- und Einkommens-
niveaus: Neben kleinen, reichen Ländern wie Luxem-
burg (Prokopfeinkommen: ca. 60.000 € / Jahr) gehö-
ren der EU auch große, arme Staaten wie Rumänien 
(Prokopfeinkommen: ca. 2.900 € / Jahr) an.4 Vergleicht 
man Regionen in Europa, so sind die Unterschiede 
zwischen der reichsten Region (wiederum Luxem-
burg) und den ärmsten noch etwas größer, da die 
ärmsten Regionen in Bulgarien (Severozapaden und 
Yuzhen Tsentralen) und Rumänien (Nord-Est of 
 Macroregiunea doi) ein noch geringeres Prokopfein-
kommen als der jeweilige nationale Durchschnitt 
aufweisen.5 Bis 2007 nahmen die regionalen Ein-
kom mensunterschiede zu.
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dinavischen Ländern erzielten die reicheren Haus-
halte in den 1990er Jahren ein nur etwa dreimal 
höheres Einkommen als die ärmeren, während sie 
in Portugal, Lettland oder Rumänien phasen-
weise mehr als siebenmal soviel einnahmen. 

Für die EU-27 und die EU-25 unterschätzen die 
von Eurostat in Tabelle 1 angegebenen Werte, die 
zwischen 4,5 und 5 liegen, die wirkliche Un-
gleichheit beträchtlich. Das liegt vor allem daran, 
dass es sich dabei um die (gewichteten) Durch-
schnitte der Mitgliedsstaaten handelt. Diese 
Durchschnitte abstrahieren aber von den gewal-
tigen Unterschieden im Prokopfeinkommen zwi-
schen den Ländern. Eurostat hat nicht die Ein-
kommen des wirklich reichsten Quintils der EU 
mit denen des ärmsten verglichen, sondern 
fälschlich unterstellt, das reichste (bzw. ärmste) 
Quintil sei die Summe der reichsten (bzw. ärms-
ten) Quintile aller Mitgliedsstaaten. 

Tatsächlich besteht das reichste Quintil aber 
überwiegend aus Haushalten der reicheren Mit-
gliedsstaaten, und zwar auch der nur zweit- oder 
drittreichsten Quintile dort, da deren Durch-
schnittseinkommen immer noch höher ist als 
das im reichsten Quintil der ärmeren Mitglieds-
staaten. Analog gilt, dass das ärmste EU-Quintil 
auch aus den reicheren Quintilen der ärmeren 
Mitgliedsstaaten (Bulgarien und Rumänien z. B. 
sogar aus allen Quintilen) besteht. Nimmt man 
es genau, so müssten eigentlich die reichsten 
(bzw. ärmsten) Individuen gesammelt werden. 
Das reichste Quintil in Rumänien enthält sicher 
einige Euromillionäre, die ins reichste EU-Quintil 
gehören, aber herausfallen, da der Durchschnitt 
ihres Quintils immer noch sehr arm ist. Insofern 
unterschätzt auch die unten dargestellte rea lis-
tische(re) Berechnung noch die tatsächliche Un-
gleichheit.

Realistische Schätzung der Einkommens-
verteilung: EU ungleicher als Indien!

Versucht man realistische EU-Quintile auf der 
Basis der verfügbaren EU-Daten zu den nationa-
len Quintilen zu konstruieren, so ergibt sich für 
das Verhältnis zwischen dem reichsten und dem 
ärmsten EU-Quintil ein völlig anderes Bild (vgl. 
Tabelle 2). Eine erste derartige Schätzung (2007) 
für das Jahr 20048 ergab auf der Grundlage von 
Weltbankdaten noch relativ geringe Werte, eine 

Die funktionale Einkommensverteilung zwischen 
Löhnen und Gewinnen hat sich seit längerer Zeit 
in der EU mit Ausnahme weniger Länder ver-
schlechtert.6 Die Lohnquote sank etwa in der 
 Eurozone von 68 Prozent in den 1970er Jahren 
auf 57 Prozent 2006.7 Diese Verschlechterung der 
funktionalen Verteilung sowie eine stärkere 
Lohnspreizung erklären auch teilweise die Ver-
schlechterung der personellen Einkommensver-
teilung in den meisten Mitgliedsstaaten. Sie ist in 
der Tabelle 1 zu beobachten, die das Verhältnis 
der Einkommensanteile des reichsten Fünftels 
(= Quintil) der Bevölkerung zu denen des ärms-
ten Quintils angibt. Wie man sieht, bewegen sich 
die  Werte zwischen sieben und drei. In den skan-

Tabelle 1: Die Einkommensverteilung in Europa 
(offi zielle EU-Statistik)

Raum/Jahr 1997 2000 2005 2006 2007 2008

EU (27 ) – – 4.9 4.8 5 5

EU (25) – 4.5 4.9 4.8 4.8 4.8

EU (15) 4.7 4.5 4.8 4.7 4.9 4.9

Belgien 4 4,3 4 4,2 3,9 4,1

Bulgarien : 3,7 3,7 5,1 6,9 6,5

Tschechien : : 3,7 3,5 3,5 3,4

Dänemark 2,9 : 3,5 3,4 3,7 3,6

Deutschland 3,7 3,5 3,8 4,1 5 4,8

Estland : 6,3 5,9 5,5 5,5 5

Irland 5 4,7 5 4,9 4,9 4,5

Griechenland 6,6 5,8 5,8 6,1 6 5,9

Spanien 6,5 5,4 5,4 5,3 5,3 5,4

Frankreich 4,4 4,2 4 4 3,8 4,2

Italien 5,3 4,8 5,6 5,5 5,5 5,1

Lettland : 5,5 6,7 7,9 6,3 7,3

Litauen : 5 6,9 6,3 5,9 5,9

Luxemburg 3,6 3,7 3,9 4,2 4 4,1

Ungarn : 3,3 4 5,5 3,7 3,6

Niederlande 3,6 4,1 4 3,8 4 4

Österreich 3,6 3,4 3,8 3,7 3,8 3,7

Polen : 4,7 6,6 5,6 5,3 5,1

Portugal 6,7 6,4 6,9 6,8 6,5 6,1

Rumänien : 4,5 4,9 5,3 7,8 7

Slowenien : 3,2 3,4 3,4 3,3 3,4

Slowakei : : 3,9 4 3,5 3,4

Finnland 3 3,3 3,6 3,6 3,7 3,8

Schweden 3 : 3,3 3,5 3,4 3,5

Großbritannien 4,7 5,2 5,8 5,4 5,5 5,6

Quelle: Eurostat (http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/
statistics/search_database; [ilc_di11] – inequality of income 
distribution (income quintile share ratio) Zugriff am 28.7.2010).
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methodisch präzisere neue Schätzung9 mit EU-
Daten etwas höhere Werte. Dabei macht es einen 
großen Unterschied, ob die Einkommen in un-
terschiedlichen Mitgliedsstaaten in Kaufkraft-
stärken oder zu Wechselkursen verglichen wer-
den. Da die Kaufkraft in den ärmeren Ländern – 
vor allem wegen billigerer Mieten und Dienstleis-
tungen – höher ist, sind die Unterschiede ent-
sprechend geringer. Die Abweichung von Wech-
selkurs und Kaufkraft kann höher als zwei liegen 
(d. h. das Einkommen ist dann in Kaufkraft 
 gemessen doppelt so hoch als umgerechnet in 
Euro) und nimmt in der Regel mit der wirtschaft-
lichen Entwicklung und vertieften Integration 
ab. Daher sind die Abweichungen zwischen den 
Ungleichheitsmaßen für die EU-27 deutlich hö-
her als für die EU-25 ohne Bulgarien und Rumä-
nien. Aufgrund seines schwachen Wachstums 
und gestiegener Ungleichheit trägt übrigens 
Deutschland 2008 erstmalig auch einige Haus-
halte zum (in Kaufkraft gemessenen) ärmsten 
EU-Quintil bei.

Tabelle 2 liefert auch Vergleichszahlen aus Welt-
bankquellen für Indien, China, Russland und die 
USA. Weltbankdaten können zwar anders kon-
zipiert sein, aber ein Vergleich erscheint insofern 
angemessen, da die Weltbankzahlen für die Un-
gleichheit einzelner EU-Mitgliedsstaaten denen 
der EU recht nahe kommen. Misst man die 
 Ungleichheit der EU in Euro, so ist sie für die 
 EU-27 deutlich höher als in allen vier großen 
Vergleichsländern. Für die EU-25 sieht es besser 
aus; sie bewegt sich in etwa auf dem gleichen 
 Niveau. Gemessen in Kaufkraftstärken hellt sich 
das Bild deutlich auf. Aber da die Ungleichheit 
innerhalb von Ländern (also auch in den Ver-
gleichsländern) in der jeweiligen Landeswährung 
ohne Berücksichtigung regionaler Kaufkraftab-
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weichungen gemessen wird, liegt ein Vergleich 
mit den Euro-Werten näher. 

Die neuen Schätzungen erlauben auch eine rea-
listischere Sicht auf die Dynamik der Ungleich-
heit. Während die offi zielle EU-Statistik eine stei-
gende Ungleichheit meldet, ist die tatsächliche 
Ungleichheit in den Jahren 2005 bis 2008 ten-
denziell zurückgegangen. Dieser Trend verdankt 
sich dem Rückgang der zwischenstaatlichen Un-
gleichheit, die für die EU insgesamt die gestiege-
ne innerstaatliche Ungleichheit mehr als kom-
pensiert. Es bleibt allerdings abzuwarten, ob die-
ser Trend die jüngste Krise übersteht, da sie die 
Aufholprozesse einiger ärmerer Mitgliedsstaaten 
stark gebremst oder sogar zurückgeworfen hat. 
Der endgültige Befund hängt auch davon ab, wie 
stark die Wachstumseinbrüche in den reicheren 
Ländern im Vergleich dazu ausgefallen sind.

Aus der Ungleichheit zum sozialen 
 Zusammenhalt

Die hohe zwischenstaatliche Ungleichheit stei-
gert – vermittelt über die Integration der Märkte 
für Güter, Dienstleistungen, Kapital und Arbeit 
in der EU – die innerstaatliche Ungleichheit. Die-
ser Effekt war für die reicheren Mitgliedsstaaten 
zu erwarten, da dort die Löhne durch Billig-
importe, Einwanderung und Produktionsver la-
gerung unter Druck geraten. Die gleichen Mecha-
nismen hätten eigentlich die Verteilung in den 
ärmeren Ländern verbessern müssen. Wenn über-
haupt, war dieser Effekt aber erst sehr spät im Zuge 
starker (und anscheinend leider nicht nachhal-
tiger) Wachstumsphasen ab 2004 zu beob achten. 

Die Verringerung der Ungleichheit erfordert da-
her einen doppelten Ansatz, nämlich Maßnah-

Tabelle 2: Die Einkommensverteilung in der EU-25 und EU-27 im internationalen Vergleich

Jahr EU-25 EU-27 Indien China Russland USA

Euro KKS Euro KKS 8.42 (2000)

2004 (9,8) (5,5) 5.61 8.34

2005 8.85 6.21 5.61 8.34

2006 8.07 5.75

2007 8.05 5.93 11.20 7.23 8.96

2008 7.58 5.67 10.13 6.79

Quelle:  für EU 2004: Weltbank, Eurostat, eigene Berechnungen (Dauderstädt 2008), für EU 2005-08 Eurostat, 
eigene Berechnungen (Dauderstädt/Keltek), für nicht-EU: Weltbank; KKS = Kaufkraftstärken.
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märkte abhängen und stärker durch öffent li-
che Finanzströme wie die europäischen Struk-
turfonds oder die Europäische Investitions-
bank fi nanziert werden. Dazu sollten die EU-
Eigenmittel aufgestockt und durch europä-
ische Steuern aufgebracht werden. Eine schär-
fere Regulierung der Finanzmärkte sollte der 
Entstehung von schuldengetriebenen Blasen 
vorbeugen.

–  Die Aufnahme in die Währungsunion bzw. 
Übernahme des Euro sollte nicht mehr davon 
abhängen, dass enge Infl ations- und Wechsel-
kursziele erreicht werden, da dies den Verzicht 
auf reale Aufwertung erzwingt, die eine wichti -
ge Komponente von Aufholprozessen darstellt.

–  Die Erweiterungspolitik sollte von Kandidaten 
neben der Erfüllung der Kopenhagenkriterien 
ein Mindestmaß beim Einkommensniveau 
und bei der Einkommensverteilung verlan-
gen, da der Beitritt zu armer und ungleicher 
Länder den sozialen Zusammenhalt in der EU 
erschwert und gefährdet. 

Schließlich sollte die EU bessere und klarere 
 statistische Informationen zur Ungleichheit in 
Europa zur Verfügung stellen.10 Eurostat sollte 
nicht nur die Quintilverhältnisse, sondern die 
durchschnittlichen Prokopfeinkommen für alle 
Quintile aller Mitgliedsstaaten regelmäßig und 
auch möglichst rückblickend bis 1995 veröffent-
lichen, um eine realistische Beurteilung der Ent-
wicklung der Einkommensverteilung zu ermög-
lichen. Die Angaben für die EU-27 insgesamt so-
wie für Teilräume wie die Eurozone, die EU-15 
oder die EU-25, sollten in methodisch angemes-
sener Weise unter Berücksichtigung der hier vor-
gestellten Kritik und Alternativschätzungen be-
rechnet werden.

men zum Abbau der Ungleichheit zwischen wie 
auch innerhalb der Mitgliedsstaaten. Innerhalb 
der Länder sollten die Löhne mit der Produktivi-
tät (plus Zielinfl ationsrate) steigen, um die Ar-
beitnehmer gleichmäßig am Wirtschaftswachs-
tum zu beteiligen, womit auch eine stabilere Bin-
nennachfrage gesichert und schädliche Real ab-
wertungswettläufe erschwert werden. Neben der 
Primärverteilung beeinfl usst aber auch die staat-
liche Umverteilung das Ausmaß der Ungleichheit. 
Die Transferleistungen, die fehlendes Marktein-
kommen ersetzen (z. B. Renten, Sozialhilfe, Ar-
beitslosenunterstützung, Krankengeld) sollten im 
Gleichschritt mit dem durchschnitt lichen Pro-
kopfeinkommen wachsen („Korridormodell“). 

Die EU sollte die Lohnpolitik überwachen und 
Abweichungen in beide Richtungen (unrealisti-
sche Lohnsteigerungen ebenso wie starke Lohn-
zurückhaltung) klar abmahnen. Eine Mindest-
lohnpolitik sollte dieses Ziel unterstützen und 
einen Unterbietungswettbewerb verhindern, in-
dem die Arbeitsleistungen von Migranten und 
Dienstleistern auf dem Lohnniveau ihrer Gast-
länder vergütet werden. In dem Maße, wie das 
Einkommens- und Lohnniveau in den Herkunfts-
ländern steigt, entschärft sich diese Problemlage. 
Der Abbau der zwischenstaatlichen Ungleichheit 
trägt somit doppelt zum sozialen Zusammenhalt 
in Europa bei. Wie oben dargelegt, war er auch 
für die in den letzten Jahren zu beobachtenden 
Fortschritte verantwortlich. Eine Verlangsamung 
oder gar Umkehr dieser Aufhol- und Konvergenz-
prozesse gefährdet diese Erfolge. Auf dem Hinter-
grund der Krise sind daher folgende Politiken 
angezeigt:
–  Investitionen in den ärmeren Mitgliedsstaaten 

sollten weniger vom Herdentrieb der Kapital-
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